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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 SB 522/14
Datum 06.06.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 SB 69/17
Datum 20.05.2019

3. Instanz

Datum 27.05.2020

Die Klage wird abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig die HÃ¶he des GdB (Grades der Behinderung)
nach dem SGB IX (Sozialgesetzbuch, 9. Buch).

Mit zuletzt bindendem Bescheid vom 02.04.2009 war bei der KlÃ¤gerin ein GdB von
50 festgestellt worden. Als Behinderung war anerkannt worden:

Brusterkrankung im Stadium der HeilungsbewÃ¤hrung.

Im MÃ¤rz 2014 fand eine NachprÃ¼fung von Amts wegen statt, im Rahmen derer
ein Befundbericht von Dr. C. vom 03.04.2016 und ein Audiogramm vom 06.06.2013
beigezogen wurde. Des Weiteren wurden befundberichtlich gehÃ¶rt Dr. D. am
13.05.2014, Dr. E. am 22.05.2014 und Dr. F. vom 11.08.2014. Nach
versorgungsÃ¤rztlicher Auswertung dieser medizinischen Unterlagen wurde die
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KlÃ¤gerin angehÃ¶rt mit Schreiben vom 27.08.2014 wegen Ablaufs der
HeilungsbewÃ¤hrung zur geplanten Herabstufung des GdB auf 40. Entsprechend
erging am 23.10.2014 ein Bescheid, in dem ein GdB von 40 festgestellt wurde und
die Behinderungen wie folgt bezeichnet wurden:

OhrgerÃ¤usche, psychische StÃ¶rungen, Brustteilverlust (rechts),
FunktionsstÃ¶rungen der WirbelsÃ¤ule und der GliedmaÃ�en, StÃ¶rungen der
Verdauungsorgane.

Hiergegen wandte sich die KlÃ¤gerin mit Widerspruch vom 03.11.2014, woraufhin
am 01.12.2014 zurÃ¼ckweisender Widerspruchsbescheid erging.

Am 29.12.2014 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben, mit der sie die Zuerkennung eines
GdB von mindestens 50 begehrt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie dargelegt, dass die in
den versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen vorgesehene fÃ¼nfjÃ¤hrige
HeilungsbewÃ¤hrung nicht akzeptiert werden kÃ¶nne, darÃ¼ber hinaus die
Behinderung seitens der Psyche zu niedrig bewertet sei. Ein Gesamt-GdB bei
Werten von 20/20, 20/10 sei im Ã�brigen mit 50 festzustellen. Sie leide unter einer
Rezidivangst. Ferner mÃ¼ssten die Behinderungen seitens des Darms und der
WirbelsÃ¤ule und ihres Tinnitus BerÃ¼cksichtigung finden. Die KlÃ¤gerin hat
diverse medizinische Unterlagen zur StÃ¼tzung ihres Vorbringens vorgelegt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das beklagte Land zu verurteilen, unter AbÃ¤nderung seines Bescheides vom
23.10.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 01.12.2014 bei ihr
weiterhin einen Grad der Behinderung von mindestens 50 festzustellen.

Das beklagte Land beantragt,
die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung hat es durch Dr. G. vorgetragen, dass nach dem
psychopathologischen Befund und den TeilhabestÃ¶rungen fÃ¼r das psychiatrische
Fachgebiet von einem Krankheitsverlauf mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der
Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit ausgegangen werden kÃ¶nne. Dieser sei
bereits im Bescheid festgestellt, psychische StÃ¶rungen wÃ¼rden sich unter Punkt
1 und 2 der Feststellungen finden. Sowohl die OhrgerÃ¤usche als auch der
Brustteilverlust rechts seien jeweils nur mit einem GdB von maximal 10 zu
bewerten, so dass sich der GdB von 30 fast in alleiniger Weise auf diese
psychischen StÃ¶rungen beziehe.

Die erkennende Kammer hat einen Befundbericht von Dr. K. vom 13.06.2016
eingeholt nebst ErgÃ¤nzung vom September 2016. Ferner wurden befundberichtlich
gehÃ¶rt Dr. H. am 04.07.2016 und Dipl.-Psych. J. am 24.01.2017.

Die Verwaltungsakte wurde dem Verfahren beigezogen.

Wegen der weiteren Einzelheiten der SachverhaltsaufklÃ¤rung und des Vorbringens
der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte, die
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Gegenstand der Entscheidung waren, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte vorliegend durch Gerichtsbescheid entscheiden, weil der
Rechtsstreit keine besonderen tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten
aufweist und das Gericht den Sachverhalt als geklÃ¤rt ansieht.

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet. Nach Â§ 48 Abs. 1 Sozialgesetzbuch, 10.
Buch (SGB X) ist, soweit in den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt, dieser Verwaltungsakt aufzuheben. Â§ 48 SGB X findet auf alle
Verwaltungsakte mit Dauerwirkung und damit auch auf feststellende
Verwaltungsakte, wie sie die Bescheide nach Â§ 69 SGB IX (Sozialgesetzbuch, 9.
Buch) darstellen, Anwendung. Zu den faktischen VerhÃ¤ltnissen im Sinne dieser
Vorschrift zÃ¤hlen auch die medizinischen VerhÃ¤ltnisse, so dass insbesondere
objektiv nachweisbare VerÃ¤nderungen im klinischen Befund, soweit sie fÃ¼r den
ursprÃ¼nglichen Verwaltungsakt maÃ�gebend waren, zu seiner Aufhebung und
AbÃ¤nderung fÃ¼hren.

Nach Â§ 69 Abs. 1 SGB IX stellt das fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndige beklagte Land das Vorliegen einer
Behinderung und den Grad der Behinderung fest. Die Auswirkungen auf die
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden als Grad der Behinderung nach 10er
Graden abgestuft festgestellt. Die im Rahmen des Â§ 30 Abs. 1 des BVG
festgelegten MaÃ�stÃ¤be gelten entsprechend. Eine Feststellung ist nur zu treffen,
wenn ein Grad der Behinderung von wenigstens 20 vorliegt (Â§ 69 Abs. 1 SGB IX).
Eine Feststellung nach Â§ 69 Abs. 1 SGB IX ist nicht zu treffen, wenn eine
Feststellung Ã¼ber das Vorliegen einer Behinderung und den Grad einer auf ihr
beruhenden Erwerbsminderung schon in einem Rentenbescheid, einer
entsprechenden Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidung oder einer vorlÃ¤ufigen
Bescheinigung der fÃ¼r diese Entscheidung zustÃ¤ndigen Dienststellen getroffen
worden ist, es sei denn, dass der behinderte Mensch ein Interesse an anderweitiger
Feststellung nach Â§ 69 Abs. 1 SGB IX glaubhaft macht. Eine Feststellung nach Satz
1 gilt sogleich als Feststellung des Grades der Behinderung (Â§ 69 Abs. 2 SGB IX).
Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der Grad der Behinderung nach den Auswirkungen der
BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen festgestellt (Â§ 69 Abs. 3 SGB IX).

Nach Â§ 2 SGB IX sind Menschen behindert, wenn ihre kÃ¶rperliche Funktion,
geistige FÃ¤higkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger
als 6 Monate von dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweichen und
daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeintrÃ¤chtigt ist. Â§ 2 Abs. 2
SGB IX regelt, dass Menschen schwerbehindert sind, wenn bei ihnen ein Grad der
Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt oder ihre BeschÃ¤ftigung auf einem Arbeitsplatz im
Sinne des Â§ 73 SGB IX regelmÃ¤Ã�ig im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben.
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Bei der Bestimmung des Grades der Behinderung ist im Regelfall zum Zwecke der
Gleichbehandlung aller Antragsteller von der Anlage zu Â§ 2
Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tze (VG) der Versorgungsmedizin-Verordnung
(VersMedVO) vom 10.12.2008 (s. BGBl 2008, Nr. 57, Bl. 2412 ff), dem
Nachfolgewerk zu den "Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im
sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz"
auszugehen.

Die Rechtsprechung hat die "Anhaltspunkte" seit langem als eine
Zusammenfassung der Erkenntnisse der Ã¤rztlichen Wissenschaft zu Fragen der
Klassifizierung, des Umfangs und der Schwere von GesundheitsstÃ¶rungen
anerkannt, von denen ein Abweichen nur bei Vorliegen besonderer GrÃ¼nde
angezeigt ist.

Soweit die KlÃ¤gerin die Berechtigung einer fÃ¼nfjÃ¤hrigen HeilungsbewÃ¤hrung
nach den VG anzweifelt, sei â�� wie vorstehend dargelegt â�� darauf verwiesen,
dass die VG antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten sind, die hinsichtlich der
HeilungsbewÃ¤hrung nach Mammakarzinom zu eben genau diesem Zeitraum von 5
Jahren gelangt sind. Die erkennende Kammer sieht keinen Anlass, die
diesbezÃ¼glichen Feststellungen des SachverstÃ¤ndigenbeirates in Zweifel zu
ziehen.

Die Behinderung seitens der Psyche ist â�� wie vom beklagten Land â�� zutreffend
vorgetragen â�� bereits in den Behinderungen Nr. 1 und 2 mitberÃ¼cksichtigt. Bei
der KlÃ¤gerin wurde ausweislich des Arztbriefs des Markus Krankenhauses vom
08.01.2009 eine brusterhaltende Therapie durchgefÃ¼hrt. Entspricht bedingt der
Brustteilverlust nur den zuerkannten GdB von 10. Die psychologische Therapeutin
Frau J. hat im Befundbericht vom 24.01.2017 dargelegt, dass eine generalisierte
AngststÃ¶rung und eine depressive Episode, leicht- bis mittelgradig vorliegen
wÃ¼rde. Im psychopathologischen Befund wird die KlÃ¤gerin beschrieben als
unsicher und sichtlich angespannt, tendenziell Ã¼berflutend, mit leichtem
sprunghaftem Denken, grÃ¼blerisch auf diverse Ã�ngste fixiert, weitschweifiger
Rapport, Stimmung wechselhaft, histrionische ZÃ¼ge, dabei affektiv gut
schwingungsfÃ¤hig. Beschrieben wird damit eine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung im
Grenzbereich zur leichteren psychovegetativen und der psychischen StÃ¶rung, die
unter BerÃ¼cksichtigung des Tinnitus, den die KlÃ¤gerin im Ã�brigen nicht
gegenÃ¼ber der psychologischen Therapeutin erwÃ¤hnt hat, einen GdB von 30
rechtfertigt.

Die Behinderung seitens der FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule und der
GliedmaÃ�en hat das beklagte Land zutreffend mit einem GdB von 20 bewertet.
Nach den von Dr. K. im September 2016 mitgeteilten BewegungsmaÃ�en der
WirbelsÃ¤ule liegen leichte bis mittelgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen im
Bereich der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule vor, die fÃ¼r sich einen GdB von 20 nach
den Vorgaben der VG bedingen.

Auch die VerdauungsstÃ¶rungen sind bei normalem ErnÃ¤hrungszustand (Dr. K.,
September 2016) zutreffend mit einem GdB von 10 bewertet.
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Der Gesamt-GdB ist vorliegend zu bilden aus Werten von 30 fÃ¼r die Behinderung
seitens der Psyche, 20 fÃ¼r die Behinderung seitens der WirbelsÃ¤ule und jeweils
10 fÃ¼r den Brustteilverlust und die StÃ¶rungen der Verdauungsorgane. Bei der
Bildung des Gesamt-GdB ist in der Regel von der Behinderung auszugehen, die den
hÃ¶chsten GdB bedingt und dann im Hinblick auf alle weiteren Behinderungen zu
prÃ¼fen, ob und inwieweit sich hierdurch das GesamtausmaÃ� der Behinderung
vergrÃ¶Ã�ert. Kleinbehinderungen mit einem GdB von 10 fallen in der Regel bei der
Bildung des Gesamt-GdB nicht ins Gewicht, dies gilt auch fÃ¼r Behinderungen mit
einem GdB von 20. Vorliegend ist die schwerwiegendste Behinderung der KlÃ¤gerin
die infolge der psychischen BeeintrÃ¤chtigungen. Die hinzutretende
Kleinbehinderung seitens der FunktionsstÃ¶rungen der WirbelsÃ¤ule hat das
beklagte Land integrativ GdB-erhÃ¶hend berÃ¼cksichtigt und den GdB von 40
gefunden. Eine weitere ErhÃ¶hung des GdB durch das Vorliegen der weiteren
Kleinbehinderungen mit GdBâ��s von 10 kann nicht erfolgen. Eine Addition der
Einzel-GdB-Werte ist ausdrÃ¼cklich in den VG nicht vorgesehen, die integrative
Betrachtungsweise ist vorgeschrieben.

Das beklagte Land hat die Vorgaben der VG vorliegend zutreffend beachtet und
subsummiert, den GdB mit 40 zutreffend festgestellt.

Die Klage war daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz.

Erstellt am: 03.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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